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I. Vortrag der Referentin

1. Anlass

Zur Umsetzung des wohnungspolitischen Handlungsprogrammes „Wohnen in München V
(WIM V)“ hatte der Stadtrat für das Referat für Stadtplanung und Bauordnung (PLAN) 
und das KR in den Jahren 2012 und 2013 befristete Erhöhungen der Personalkapazität 
beschlossen.

Für die Optimierung und Intensivierung der B-Planverfahren bewilligte der Stadtrat im 
Jahr 2016 eine weitere dauerhafte personelle Verstärkung im PLAN.
Da ohne entsprechende Kapazitätsausweitung im KR das Risiko bestand, dass zwar der 
Output im PLAN aufgrund der zusätzlich verfügbaren Kapazitäten gesteigert, die Umset-
zung und Unterstützung der Verfahren aber mangels entsprechender Personalausstat-
tung im KR nicht mit gleicher Intensität vorangetrieben werden könnte, stimmte die Voll-
versammlung am 21.06.2016 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 06057) der dauerhaften Ein-
richtung zusätzlicher 19 Stellen (19,0 VZÄ) sowie der Entfristung von 25 bereits geneh-
migten Stellen (24,0 VZÄ) im KR zu.

Für das Personal- und Organisationsreferat (POR) waren die geltend gemachten Stellen-
kapazitäten seinerzeit dem Grunde nach nachvollziehbar, so dass der dauerhaften Ein-
richtung der zusätzlichen Stellen und der Entfristung der bislang befristeten Stellen zuge-
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stimmt wurde. Allerdings sah das POR die Notwendigkeit, nach Ablauf von drei Jahren ab
dem Zeitpunkt der tatsächlichen Besetzung aller Stellen, dem Stadtrat über die mit den 
zusätzlichen Stellenkapazitäten erzielten Effekte zu berichten. Die Sitzungsvorlage wurde
daher in die Beschlussvollzugskontrolle aufgenommen.

2. Aktuelle Situation

Die mit o.g. Stadtratsbeschluss genehmigten Stellen wurden überwiegend in den Jahren 
2017 und 2018 besetzt, so dass nach nunmehr rd. drei Jahren eine Evaluierung der Situ-
ation erfolgen kann.

Nachstehend wird auf die Entwicklung in den von der Optimierung und Intensivierung der
B-Planverfahren tangierten Bereichen des KR im einzelnen eingegangen.

2.1 Abteilung Recht und Verwaltung (RV)

Für die nachstehenden Aufgabenstellungen hat RV über den genannten Stadtratsbe-
schluss insgesamt 9,0 VZÄ zusätzlich erhalten. 5,0 VZÄ wurden entfristet. 

2.1.1 Beschleunigung von B-Planverfahren außerhalb von Entwicklungsmaß-
nahmen

Mithilfe der Ausweitung der Personalkapazität konnte das Ziel der vermehrten Bereitstel-
lung von Wohnbaurechten über B-Planverfahren, das letztlich hinter dem Beschleuni-
gungsziel steht, erreicht werden. Die damalige Personalzuschaltung erfolgte insbesonde-
re auch dazu, einen „Flaschenhals“ infolge der Mehraufwände beim KR in Konsequenz 
der erheblichen Personalaufstockung beim PLAN für die Optimierung der B-Planverfah-
ren zu vermeiden.

Die Erhöhung der jährlichen Zielzahl für die Baurechtsschaffung Wohnen des PLAN über 
B-Pläne auf 4.500 Wohneinheiten (WE) pro Jahr konnte im Schnitt in den Jahren 2017 
bis 2019 (auch) durch die zusätzlich zur Verfügung stehenden personellen Ressourcen 
bei RV übererfüllt werden. In den Jahren 2017 bis 2019 wurden insgesamt 16.206 WE 
über Wohn-B-Pläne bereitgestellt; dies sind im Durchschnitt 5.402 WE pro Jahr. In den 
Jahren 2017, 2018 und 2019 wurden über B-Planverfahren, die RV begleitet hat, Wohn-
baurechte für jeweils 5.769, 6.929 bzw. 3.508 WE geschaffen. Hervorzuheben sind unter 
der Vielzahl bearbeiteter B-Planverfahren insbesondere folgende, die bei RV mit einem 
besonderen Aufwand verbunden und/oder aufgrund der Anzahl der geschaffenen WE 
von besonderer Bedeutung waren:

in 2017:
- B-Plan Nr. 2090 Friedrich-Creuzer-Str. mit 1.295 WE
- B-Plan Nr. 2061 Werksviertel inkl. Umlegungsverfahren mit 1.145 WE
- B-Plan Nr. 2103 ehem. Diamalt-Gelände mit ca. 790 WE
- B-Plan Nr. 2084 Federsee-/Henschelstr. mit ca. 460 WE
- B-Plan Nr. 2097 Anzinger Str. mit 565 WE
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in 2018:
- B-Plan Nr. 2088 ehem. Osram-Gelände mit 420 WE
- B-Plan Nr. 1989 ehem. Bayernkaserne mit 5.400 WE
- B-Plan Nr. 2106 Hochmuttinger Str. inkl. Umlegungsverfahren mit ca. 610 WE
- B-Plan Nr. 2087b ehem. Gaswerksgelände Süd mit ca. 610 WE

in 2019:
- B-Plan Nr. 2027 Zschokkestr. inkl. Umlegungsverfahren mit ca. 1.060 WE
- B-Plan Nr. 2100 Haldenseestr. mit ca. 350 WE
- B-Plan Nr. 2053a südliches Oberwiesenfeld mit ca. 670 WE
- B-Plan Nr. 2095a Kreativquartier Park/Plattform mit ca. 340 WE

Das bewilligte Personal wird auf Dauer benötigt, da der Wohnungsmarkt in München 
nach wie vor außerordentlich angespannt ist und es daher weiter gilt, die Zielvorgabe von
4.500 WE pro Jahr zu erfüllen. Ohne dieses Personal ist diese Zielvorgabe nicht zu erfül-
len, da einzelne B-Planverfahren mangels ausreichender Personalkapazitäten voraus-
sehbar nicht bearbeitet werden könnten. In den Jahren 2020 bis 2022 sollen insbesonde-
re folgende B-Planverfahren laufen, die allein aufgrund der Anzahl der WE bedeutsam 
sind und die erheblichen Arbeitsaufwand bei RV verursachen (werden) bzw. teilweise be-
reits verursacht haben:

- B-Plan Nr. 2127 Truderinger Str. mit ca. 820 WE
- B-Plan Nr. 2109 Appenzeller Str. mit ca. 660 WE
- B-Plan Nr. 2108a Ratoldstraße mit ca. 900 WE
- B-Plan Nr. 1930d Campus Süd mit ca. 1.370 WE
- B-Plan Nr. 2113 Freisinger Str. Süd und Nord mit insgesamt ca. 640 WE
- B-Plan Nr. 1740 Botanikum inkl. Umlegungsverfahren mit ca. 550 WE
- B-Plan Nr. n.n. Freiham RA 2.1 inkl. Umlegungsverfahren mit ca. 3.000 WE
- B-Plan Nr. 1728n 5. Bauabschnitt Riem inkl. Umlegungsverfahren mit ca. 2.500 WE
- B-Plan Nr. 2146 Kirschgelände mit ca. 1.200 WE
- B-Plan Nr. 2138 Lerchenauer Str. inkl. Umlegungsverfahren mit ca. 1.600 WE

2.1.2 Zusätzliche Aufgaben der Betreuung der Städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahmen und der damit voraussichtlich verbundenen Vorkaufsrechtsausübun-
gen und der Grundsatzangelegenheiten

In diesem Kontext war RV durch die beiden Entwicklungsgebiete im Norden und Nord-
Osten Münchens zeitweise sehr stark beansprucht. So wurden vielfältige Grundstücksbe-
wertungsfragen u.a. gemeinsam mit dem städtischen Bewertungsamt geprüft und in ver-
schiedenen Gesprächsrunden erörtert. Das Instrument der Städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahme wurde für Stadtrat und Politik aufbereitet und präsentiert. Gemeinsam 
mit dem PLAN wurden die beiden für die Vermeidung von Bodenspekulationen bedeutsa-
men Vorkaufsrechtssatzungen vorbereitet und abgestimmt. Es wurden bereits mehrere 
Vorkaufsrechte auf der Grundlage beider Satzungen ausgeübt.

Mehrere Beschlussvorlagen des PLAN zu den beiden Entwicklungsbereichen mussten 
geprüft und abgestimmt werden. Zudem wurde auch vom KR eine Beschlussvorlage zu 
den Entwicklungsbereichen Nord / Nordost erstellt und in den Stadtrat eingebracht.
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Gemeinsam mit dem PLAN wurde ein alternatives Lastenmodell (KOSMO) für den Ent-
wicklungsbereich Nord in vielen Abstimmungsrunden erörtert und in seinen Grundzügen 
skizziert. Aus dem Koalitionsvertrag geht zu den Entwicklungsbereichen u.a. Folgendes 
hervor: „Die Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme (SEM) ist ein unverzichtbares In-
strument der Stadtplanung, welches wir im Nordosten und Norden der Stadt nutzen wol-
len. […]  Deshalb wollen wir das Projekt so schnell wie möglich realisieren, ohne eine 
qualitative Planung und den Dialog mit der Bevölkerung zu vernachlässigen. […] Die bis-
herigen Vorarbeiten für die Entwicklung des Gebiets im Norden werden beschleunigt wei-
terverfolgt.“ Die genannte zeitnahe Realisierung der Entwicklungsbereiche kann nur mit 
einem Fortbestand entsprechender personeller Ressourcen erfolgen.

Nur durch die Bereitstellung zusätzlicher Stellen konnten zudem wichtige Grundsatzthe-
men wie z.B. „Angemessenheit der Bindungen bei den Sozialen Bindungsverträgen“, 
„Neues Nutzungsmodell für Kindertageseinrichtungen“, „Erstellung der SoBoN-Broschü-
re“, „Anrechenbarkeit von Bestandsbaurecht bei der Berechnung der sozialen Infrastruk-
tur“, Stellungnahmen zu verschiedenen boden-/wohnungspolitischen Themen und die Er-
arbeitung eines wegweisenden Grundsatzbeschlusses zu den gesetzlichen Vorkaufs-
rechten bearbeitet werden. Die Grundsatzthemenbearbeitung konnte insgesamt deutlich 
ausgebaut werden.

2.1.3 Rechtliche Beratung und Vertretung der Abteilung Immobilienservice (IS) bei 
der Entwicklung von Wohnbauflächen

Die Personalzuschaltung ermöglichte, intensiv an der Weiterentwicklung des Konzepts 
des Konzeptionellen Mietwohnungsbaus (KMB) zu arbeiten, da der bisherige KMB nicht 
mehr den gewünschten Erfolg erzielte. 

Hierbei waren verschiedene Möglichkeiten abzuwägen und komplexe Rechtsfragen, vor 
allem europäisches Beihilferecht, Kommunalrecht, Vergaberecht in enger Abstimmung 
mit PLAN und verschiedenen anderen Akteuren (z.B. Genossenschaften) zu prüfen. Um 
auch die anderen städtischen Referate über die Weiterentwicklung zu informieren, wurde 
das Thema in der stadtweiten Koordinierungsgruppe Europarecht vorgestellt. Hierfür wa-
ren umfangreiche Vor- und Nachbereitungen notwendig. Außerdem musste das neue 
Modell mit Rechtsaufsichtsbehörden (Regierung von Oberbayern und Bayerisches Innen-
ministerium) diskutiert und abgestimmt werden.

Die im neuen Konzept vorgesehenen längeren Bindungsfristen des KMB und der sonsti-
gen Modelle der Wohnungsbauoffensive (außerhalb der SoBoN) wurden umfassend 
rechtlich bei RV geprüft und abgestimmt.

Des Weiteren hat RV an den entsprechenden Abschnitten zu den Bindungsfristen in 
städtischen Verträgen im Beschluss des PLAN „Wohnungspolitisches Handlungspro-
gramm „Wohnen in München VI“ 2017 – 2021, Fortschreibung des KMB“, mitgearbeitet.

Mit dem PLAN wurde außerdem die Gestaltung städtischer Kaufverträge bei Fördermo-
dellen (MMG, MMM, EOF) erarbeitet, um deren reibungslose Beurkundung zu ermögli-
chen.
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Auch künftig ist das zusätzliche Personal unverzichtbar. Die Modelle des geförderten 
Wohnungsbaus müssen weiterentwickelt und den sich ändernden Bedürfnissen der 
Stadtgesellschaft angepasst werden. Da künftig mehr Grundstücke im Erbbaurecht ver-
geben werden, benötigt die Abteilung IS rechtliche Unterstützung bei der Optimierung der
Erbbaurechtsverträge und deren Vollzug, um die Ziele des geförderten und preisge-
dämpften Wohnungsbaus effektiv umzusetzen. 

2.2 Abteilung Immobilienservice

Durch Personalzuschaltungen im Umfang von zusätzlichen 6,0 VZÄ und Entfristung von 
12,5 VZÄ haben sich bei IS folgende positive Effekte ergeben:

2.2.1 Kaufmännische Dienstleistungen, Grundstücksverkehr (Nord, Süd, Ost und 
Wohnen)

Mit der Schaffung zusätzlicher Stellen in diesem Bereich konnten durch interne Umstruk-
turierungen Sachbearbeiter_innen von Routinetätigkeiten entlastet und damit Kapazitäten
für die intensive Mitwirkung an B-Planverfahren (z.B. Stellungnahmen zu Flächennut-
zungsplanänderungen und B-Plänen, Beschlussmitzeichnungen, Suche nach Ausgleichs-
flächen etc.) und deren zügige Bearbeitung geschaffen werden. Außerdem konnte in be-
sonders arbeitsintensiven Stadtbezirken (z.B. in Stadtrandbereichen) zusätzliche Entlas-
tung geschaffen werden. Die Bearbeitung von Stellungnahmen zu Beschlussmitzeichnun-
gen im Rahmen der Bebauungsplanung konnte vor diesem Hintergrund in der Regel in-
nerhalb von wenigen Tagen erfolgen, so dass sich hieraus keinerlei Verzögerungen in 
der Bebauungsplanung ergaben.

Darüber hinaus ermöglichen es die zusätzlichen Personalressourcen, an den zahlreichen
und regelmäßig stattfindenden Besprechungen zu den verschiedenen B-Planverfahren 
teilzunehmen und die Interessen der Stadt als Grundstückseigentümerin einzubringen. 
So können gemeinsam mit der Stadtplanung und den privaten Grundstückseigen-
tümer_innen schnellere Abstimmungen erfolgen und Entscheidungen getroffen werden, 
da alle Beteiligten gemeinsam am Tisch sitzen.

Nicht zuletzt können die im Zuge von B-Planverfahren erforderlichen Grundstücksge-
schäfte, wie z. B. der Erwerb oder Tausch von Grundstücken, durch die zusätzlichen Per-
sonalkapazitäten schneller bearbeitet und vollzogen werden, was ebenfalls zu einer be-
schleunigten Umsetzung der B-Pläne führt.

Um diese rasche Bearbeitung weiterhin aufrecht erhalten zu können, werden die ge-
schaffenen Stellen nach wie vor dringend benötigt, zumal aufgrund der immer schwieri-
ger werdenden Flächensituation die Verhandlungen immer komplexer werden. Große zu-
sammenhängende Entwicklungsflächen in München z.B. mit einer „übersichtlichen“ Ei-
gentümerstruktur wird es zukünftig aller Voraussicht nach nicht mehr geben, was den 
Zeitaufwand für die Verhandlungen weiter erheblich erhöhen wird.
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2.2.2 Kaufmännische Dienstleistungen, Grundstücksverkehr Ost, Akquise

Mit den beiden für die Akquise von Grundstücken geschaffenen Stellen wurde der Grund-
stock für das inner- und außerstädtisch aktive „Akquiseteam“ gelegt. Das Team wurde ab
2013 sukzessive auf aktuell insgesamt 4,0 VZÄ aufgebaut, um nach Möglichkeit dringen-
de konkrete Bedarfe an zusätzlichen Grundstücken zu decken, die bereits heute in nahe-
zu allen Bereichen der kommunalen Daseinsvorsorge (Schulen, Kitas, Wohnen) beste-
hen. Außerdem soll durch strategischen Vorratserwerb von Grundstücken der zukünftige 
Bedarf insbesondere auch an Tauschflächen gedeckt werden.

Eine aktive Grundstücksvorratspolitik ist für die Landeshauptstadt München (LHM) lang-
fristig essentiell, um in der Zukunft handlungsfähig zu blieben. Bei B-Planverfahren kön-
nen z.B. aus der Eigentümerposition heraus Beschleunigungen und auch wesentliche 
Weichenstellungen im Planungsverfahren erreicht werden. Gleichzeitig ist die Verfügbar-
keit von Grund und Boden unabdingbar für alle städtischen Bauprojekte.

Der Immobilienmarkt in München ist geprägt von einem sehr geringen Angebot und einer 
hohen Nachfrage. Die Akquisetätigkeit ist mit entsprechend hohen Herausforderungen 
behaftet. Die Verhandlungen sind in der Regel langwierig und sowohl im Hinblick auf die 
innerstädtische Abstimmung als auch die komplexen Anforderungen der Anbieter_innen 
sehr anspruchsvoll. Um die zukünftigen Bedarfe auch nur annähernd zu decken, ist es ei-
gentlich sogar notwendig, das Akquiseteam noch weiter auszubauen. Der vorhandene 
Personalstock ist unbedingt erforderlich, um den am Markt erzielten „Turnaround“, die 
Stadt als anerkannte und zuverlässig agierende Nachfrageakteurin zu etablieren, nicht zu
beschädigen bzw. zu gefährden.

2.2.3 Kaufmännische Dienstleistungen, Grundstücksverkehr Wohnen – WIM V

Mit dem wohnungspolitischen Handlungsprogramm „WIM V“ wurden die Zielzahlen zur 
Schaffung von neuem Wohnbaurecht sowie die Fertigstellungszahlen im geförderten 
Wohnungsbau deutlich erhöht. Nur durch die erfolgten Personalzuschaltungen konnte 
gewährleistet werden, dass die intensivierten und beschleunigten Vermarktungsmaßnah-
men in den neuen B-Plangebieten, wie z.B. der Funkkaserne oder der Prinz-Eugen-Ka-
serne, zeitgerecht und erfolgreich umgesetzt werden konnten.

Die gestiegenen Verwertungszahlen haben zu einem entsprechenden Mehraufwand bei 
der Vertragsüberwachung geführt, die unmittelbar nach Vertragsabschluss und i.d.R. für 
weitere 10 Jahre sichergestellt werden muss, um z.B. häufig fällige Kaufpreisnachbesse-
rungsansprüche der Stadt durchzusetzen. Die notwendigen diffizilen Überprüfungen sind 
nur durch die zusätzlichen Stellenkapazitäten zu bewältigen.

Auch der vermehrte Abschluss von rechtlich komplexen und verwaltungsaufwändigen 
Erbbaurechtsverträgen bindet auf die gesamte Laufzeit (i.d.R. zwischen 80 und 99 Jahre)
weiteres Personal.

Zur erfolgreichen Umsetzung der wohnungspolitischen Ziele sind, in Abstimmung mit den
Fachreferaten und Zielgruppen, wie z.B. Genossenschaften und Baugemeinschaften, re-
gelmäßige Optimierungen der Förderlandschaft und der Vertragsgestaltung notwendig. 



Seite 7

Die Teilnahme an vielzähligen Arbeitsgruppen und regelmäßige Vertragsüberarbeitungen
können nur mit dem Mehr an Personal bewerkstelligt werden.

2.2.4 Städtebauliche Projektentwicklung, Kasernen und andere Großprojekte

Hier konnten durch die Personalzuschaltung die dringend erforderliche technische Be-
treuung der Vielzahl an städtebaulichen Verträgen und B-Planverfahren insbesondere im 
Bereich Kampfmittel und Grundstücksfreimachung zeit- und fristgerecht sichergestellt 
und städtische Entwicklungsflächen (z.B. Ackermannbogen, Kreativquartier, Domagk-
park, Prinz-Eugen-Park, Freiham) für die künftige Neuplanung und Bebauung rechtzeitig 
vorbereitet werden (fachliche Begleitung der Planung und der Verträge, Archäologie, 
Kampfmittelsuche, Freimachung, Bodensanierung). Das Aufgabenspektrum hat sich hier-
bei in den letzten Jahren sowohl qualitativ/inhaltlich als auch quantitativ deutlich erweitert.
Der Mehraufwand im Bereich Zwischennutzung und Entwicklung der ehemaligen Bayern-
kaserne kommt hierbei noch nicht zum Tragen und musste durch zusätzliche Personalzu-
schaltung aufgefangen werden. Der Bereich bewegt sich personell nach wie vor an der 
Grenze des Leistbaren.

2.3 Bewertungsamt (BewA)

Für das BewA wurden mit o.g. Stadtratsbeschluss 3,0 VZÄ zusätzlich genehmigt sowie 
6,5 VZÄ entfristet.

Angesichts des anhaltenden Fachkräftemangels ist die Gewinnung von qualifiziertem 
Fachpersonal für das BewA dauerhaft schwierig, so dass die Stellensituation insgesamt 
trotz der Stellenzuschaltung im Rahmen der Beschleunigung von B-Planverfahren durch 
eine chronische Unterbesetzung gekennzeichnet ist.
     
Durch entsprechende Prioritätensetzung und Flexibilität ist es dem BewA dennoch gelun-
gen, die Auftragsmehrung im Kontext „WIM V“ und „Beschleunigung von B-Planverfah-
ren“ in Form von erhöhten Auftragszahlen, zunehmender Komplexität und gleichzeitig Eil-
bedürftigkeit in der Vergangenheit erfolgreich, zeitnah und inhaltlich umfassend zu bewäl-
tigen.

Das BewA hat Bewertungen für die folgenden, nach Auslaufdatum sortierten Bebauungs-
planverfahren (SoBoN-Werte, Entschädigungs- bzw. Bereitstellungswerte etc.) erstellt:

in 2017:
- B-Plan Nr. 1930 Siemensallee/Baierbrunner Str.
- B-Plan Nr. 2017b Bauernbräuweg
- B-Plan Nr. 2084 Federsee-/Henschelstr.
- B-Plan Nr. 2087b Gaswerksgelände
- B-Plan Nr. 2088 Osramgelände
- B-Plan Nr. 2090 Friedrich-Creuzer-Str.
- B-Plan Nr. 2091 Plinganser Str.
- B-Plan Nr. 2096a Kreativquartier
- B-Plan Nr. 2097 Anzinger Str.
- B-Plan Nr. 2106 Herbergstr./Hochmuttinger Str.
- B-Plan Nr. 2107 Lochhausener Str./Osteranger
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in 2018: 
- B-Plan Nr. 1947 Knorr-Bremse AG / Moosacher Str.
- B-Plan Nr. 2027 Zschokke-/Westendstr.
- B-Plan Nr. 2089 Blutenburg-/Pappenheimstr.

in 2019:
- B-Plan Nr. 2053a Südliches Oberwiesenfeld
- B-Plan Nr. 2100 Haldenseestr.
- B-Plan Nr. 2108a Ratoldstr.
- B-Plan Nr. 2109 Appenzeller Str.
- B-Plan Nr. 2115a Elisabethplatz
- B-Plan Nr. 2108a Ratoldstr.
- B-Plan Nr. 2118 Münchberger Str.
- B-Plan Nr. 2119 Fauststr.
- B-Plan Nr. 2121 Arabellastr. 26-28
- B-Plan Nr. 2127 Truderinger Str.
- B-Plan ohne Nr. - Planungsbereich „Unterbiberger Str. 15“

(bisher) in 2020:
- B-Plan Nr. 2009 Goteboldstr.
- B-Plan Nr. 2108a Ratoldstr.
- B-Plan Nr. 2109 Appenzeller Str.
- B-Plan Nr. 2121 Arabellastr. 26-28
- B-Plan Nr. 2122 Eggenfeldener Str.

Dabei sind pro B-Plangebiet regelmäßig mehrere Gutachten zu erstellen.
Am Beispiel des B-Plans Nr. 2109 Appenzeller Str. sind dies bis jetzt:

26.08.2019 Anfangs- und Endwerte
16.10.2019 Entschädigungswert Teilfläche 10 m² (WA2)
16.10.2019 Entschädigungswert Teilfläche 4 m² (WA2)
16.10.2019 Entschädigungswert Kita (WA1)
16.10.2019 Entschädigungswert Kita (WA3)
16.10.2019 Entschädigungswert Kita (WA6)
09.07.2020 Entschädigungswert Kita (WA3) mit neuen Werten (Betrachtung WEG-

Umgriff) und aktualisiertes Gutachten (WA3) an neue Werte
09.07.2020 Entschädigungswert Kita (WA6) mit neuen Werten (Betrachtung WEG-

Umgriff) und aktualisiertes Gutachten (WA6) an neue Werte

Um diese Gutachten qualifiziert zu erstellen, musste eine Vielzahl referatsinterner (mit RV
und GeodatenService München) und referatsübergreifender (mit dem PLAN) Abstimmun-
gen erfolgreich durchgeführt werden.

Die Auflistung ist nicht abschließend, weil das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist. 
Sie belegt jedoch, dass das BewA mit seinem insgesamt reduzierten Personalbestand an
Immobilienbewerter_innen zuverlässig eine termingerechte, inhaltlich umfassende Bear-
beitung verschiedenster Aufträge zu Verkehrswertermittlungen, Stellungnahmen etc. si-
cherstellen muss. Deshalb ist die seinerzeit genehmigte Ausweitung der Personalkapazi-
tät für einen ordnungsgemäßen Dienstbetrieb weiterhin zwingend erforderlich.    
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2.4 GeodatenService München (GSM)

Mit o.g. Stadtratsbeschluss erhielt der GSM eine personelle Verstärkung von 1,0 VZÄ im 
Sachgebiet Amtliche Lagepläne der Abteilung Service, Marketing und Vertrieb. 

Aufgrund der angestrebten erhöhten Planungstätigkeit des PLAN, um der angespannten 
Lage auf dem Wohnungsmarkt entgegenzuwirken, war mit einer erheblichen Steigerung 
der Baugesuche und zu deren Unterstützung auch mit einer Mehrung der Anträge auf 
Fertigung Amtlicher Lagepläne zu rechnen. Das Sachgebiet Amtliche Lagepläne wäre 
absehbar dieser Steigerung nicht mehr gewachsen gewesen. Die von den Kund_innen 
(Bauherren, Planer und Architekten) erwartete Qualität, insbesondere die Verfügbarkeit 
der Ergebnisse, hätte nicht mehr in dem erforderlichen Tempo aufrechterhalten werden 
können.

Durch die Personalzuschaltung konnte die stetige Steigerung der Antragseingänge von 
ca. 300 Anträgen pro Jahr auf derzeit 3.500 Anträge weitgehend kompensiert und das 
Team somit entlastet werden. Die Ergebnisse konnten trotz steigender Quantität in glei-
cher Qualität erbracht werden. Ein aufgrund langer Bearbeitungszeiten eventuell drohen-
der Imageschaden des GSM und nicht zuletzt der LHM gegenüber der Kund_innen konn-
te abgewendet werden.

Des Weiteren war es der Sachgebietsleitung möglich, sich wieder aus dem Tagesge-
schäft herauszunehmen, um sich den dringend notwendigen konzeptionellen, arbeitsor-
ganisatorischen Arbeiten und Problemlösungen sowie der personellen Führung zu wid-
men.

3. Fazit 

Die Baurechtsschaffung für den Wohnungsbau hat für die LHM eine unverändert hohe 
Priorität. Voraussetzung für schnelle und qualitativ hochwertige B-Planverfahren, die den 
Anforderungen aus der Wohnungsbauoffensive gerecht werden, waren und sind weiter-
hin ausreichende Personalressourcen nicht nur im PLAN, sondern auch im KR. 

Dem Auftrag aus der Beschlussvollzugskontrolle, dem Stadtrat nach Ablauf von drei Jah-
ren über die mit den zusätzlichen Stellenkapazitäten erzielten Effekte zu berichten, wird 
mit dieser Bekanntgabe entsprochen; die Beschlussvollzugskontrolle ist damit erledigt.

4. Beteiligung der Bezirksausschüsse

In dieser Angelegenheit besteht kein Anhörungsrecht eines Bezirksausschusses. 

5. Unterrichtung der Korreferentin 

Der Korreferentin des KR, Frau Stadträtin Anna Hanusch, wurde ein Abdruck der Sit-
zungsvorlage zugeleitet.
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II. Bekanntgegeben

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München

Die Vorsitzende Die Referentin 

Verena Dietl Kristina Frank
3. Bürgermeisterin Berufsmäßige Stadträtin

III. Abdruck von I. und II.
über das Direktorium HAII/V- Stadtratsprotokolle
an das Revisionsamt
an das Direktorium – Dokumentationsstelle
an die Stadtkämmerei
z.K.

IV. Wv. Kommunalreferat -   Geschäftsleitung  

Kommunalreferat

I. Die Übereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird 
bestätigt.

II. An
das Kommunalreferat - RV
das Kommunalreferat - IS
das Kommunalreferat - BewA
das Kommunalreferat - GSM
das Kommunalreferat - GL1
das Personal- und Organisationsreferat
z.K.

Am _______________


